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Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat entschieden, dass die Vorschriften des
SGB II, die die Regelleistung für Erwachsene und Kinder betreffen, nicht den
verfassungsrechtlichen Anspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen
Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG erfüllen.

Auszüge aus der Entscheidung:

Die Vorschriften bleiben bis zur Neuregelung, die der Gesetzgeber bis zum 31.1.
Dezember 2010 zu treffen hat, weiter anwendbar.
Der Gesetzgeber hat bei der Neuregelung auch einen Anspruch auf Leistungen zur2.
Sicherstellung eines unabweisbaren, laufenden, nicht nur einmaligen, besonderen
Bedarfs für die nach § 7 SGB II Leistungsberechtigten vorzusehen, der bisher nicht
von den Leistungen nach §§ 20 ff. SGB II erfasst wird, zur Gewährleistung eines
menschenwürdigen Existenzminimums jedoch zwingend zu decken ist.
Bis zur Neuregelung durch den Gesetzgeber wird angeordnet, dass dieser Anspruch
nach Maßgabe der Urteilsgründe unmittelbar aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit
Art. 20 Abs. 1 GG zu Lasten des Bundes geltend gemacht werden kann.
Die Regelleistung von 345 Euro ist nicht in verfassungsgemäßer Weise ermittelt3.
worden, weil von den Strukturprinzipien des Statistikmodells ohne sachliche
Rechtfertigung abgewichen worden ist.
Die Ermittlung der Regelleistung in Höhe von 311 Euro für in Bedarfsgemeinschaft4.
zusammenlebende Partner genügt nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen,
weil sich die Mängel bei der Ermittlung der Regelleistung für Alleinstehende hier
fortsetzen, denn sie wurde auf der Basis jener Regelleistung ermittelt.
Das Sozialgeld für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres von 207 Euro5.
genügt nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben, weil es von der bereits
beanstandeten Regelleistung in Höhe von 345 Euro abgeleitet ist. Darüber hinaus
beruht die Festlegung auf keiner vertretbaren Methode zur Bestimmung des
Existenzminimums eines Kindes im Alter bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres.

Kommentierung folgt.

http://www.bundesverfassungsgericht.de/pressemitteilungen/bvg10-005.html

